
 

 

Promotionsordnung der Technischen Universität Hamburg 
vom 18. Dezember 2024 

Veröffentlicht am 04. April 2025 im Amtlichen Anzeiger Nr. 27 (C 1160 B) 

 

Das Präsidium der Technischen Universität Hamburg (TUHH) hat am 19.03.2025 die 
vom Akademischen Senat der TUHH am 18.12.2024 aufgrund von § 85 Absatz 1 
Nummer 1 in Verbindung mit § 70 Absatz 6 des Hamburgischen Hochschulgesetzes 
(HmbHG) vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. 2001, S. 171), zuletzt geändert am 11. Juli 2023 
(HmbGVBl. S. 243) beschlossene Neufassung der Promotionsordnung der 
Technischen Universität Hamburg gemäß § 108 Absatz 1 HmbHG genehmigt: 

 

§ 1 Promotionsrecht 

(1) Auf der Grundlage dieser Ordnung verleiht die Technische Universität Hamburg 
die akademischen Grade: 

1. Doktor-Ingenieurin oder Doktor-Ingenieur (Dr.-Ing.), 
2. Doktorin der Naturwissenschaften oder Doktor der Naturwissenschaften (Dr. 

rer. nat.), 
3. Doktorin der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften oder Doktor der 

Wirtschafts- und Sozialwissenschaften (Dr. rer. pol.), 
4. Doktorin der Philosophie oder Doktor der Philosophie (Dr. phil.). 

(2) Die Promotion wird vollzogen aufgrund einer wissenschaftlichen Abhandlung 
(Dissertation) und eines öffentlichen Vortrages mit anschließender mündlicher 
Prüfung. 

(3) Die Technische Universität Hamburg verleiht nach näherer Maßgabe von § 19 
auch die akademischen Grade: 



1. Doktor-Ingenieurin Ehren halber oder Doktor-Ingenieur Ehren halber (Dr.-Ing. 
E.h.), 

2. Doktorin der Naturwissenschaften Ehren halber oder Doktor der 
Naturwissenschaften Ehren halber (Dr. rer. nat. h.c.), 

3. Doktorin der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften Ehren halber oder Doktor 
der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften Ehren halber (Dr. rer. pol. h.c.), 

4. Doktorin der Philosophie Ehren halber oder Doktor der Philosophie Ehren 
halber (Dr. phil. h.c.). 
 

§ 2 Promotionsausschuss 

(1) Der Promotionsausschuss ist ein ständiger Ausschuss des Akademischen 
Senats. Er entscheidet im Einvernehmen mit dem fachlich betroffenen 
Studiendekanat, ob die Voraussetzungen einer Promotionsbewerberin oder eines 
Promotionsbewerbers für die Zulassung zur Promotion erfüllt sind. Der 
Promotionsausschuss entscheidet außerdem über den Antrag auf Eröffnung eines 
Promotionsverfahrens (§ 6), über die Auswahl der Betreuerin oder des Betreuers (§ 
7), die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses (§ 13) sowie im 
Einvernehmen mit dem fachlich betroffenen Studiendekanat über die Auswahl der 
Gutachterinnen und Gutachter (§§ 9, 10) und der Prüferinnen und Prüfer (§ 13). Er 
sorgt für einen ordnungsgemäßen und zügigen Ablauf des Promotionsverfahrens. 

(2) Dem Promotionsausschuss gehören 5 Mitglieder aus dem Kreis der 
Professorinnen und Professoren und zwei promovierte Mitglieder aus der Gruppe 
der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an. 

(3) Die Mitglieder des Promotionsausschusses werden vom Akademischen Senat 
auf zwei Jahre aus dem Kreis der Angehörigen der Technischen Universität gewählt. 
Bei der Wahl stellt der Akademische Senat sicher, dass die fachliche Breite der 
Studiendekanate berücksichtigt wird. Der Akademische Senat bestimmt die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden aus dem Kreis der professoralen Mitglieder des 
Promotionsausschusses. Der Promotionsausschuss wählt eine stellvertretende 
Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden aus dem Kreis seiner 
professoralen Mitglieder. 

 

§ 3 Voraussetzungen für die Promotion zur/zum Dr.-Ing., Dr. rer. nat., 
Dr. rer. pol. und Dr. phil. 

(1) Voraussetzung für eine Zulassung zur Promotion ist grundsätzlich ein 
einschlägiges abgeschlossenes wissenschaftliches Studium an einer deutschen 
wissenschaftlichen Hochschule mit einem Diplom, einem Master-Abschluss oder 



einem Staatsexamen. Die Bewerberin oder der Bewerber muss die Befähigung zu 
vertiefter selbständiger wissenschaftlicher Arbeit erkennen lassen. Dies wird durch 
ein Abschlusszeugnis (Diplom, Master, Staatsexamen) nachgewiesen, das in der 
Regel mindestens die Gesamtnote „gut“ (entspricht beim juristischen 
Staatsexamen der Note „vollbefriedigend“) ausweisen muss. 

(2) Der akademische Grad Dr.-Ing. kann verliehen werden, wenn die Dissertation 
von ingenieurwissenschaftlichem Charakter ist und die Promotionsbewerberin oder 
der Promotionsbewerber über vertiefte wissenschaftliche Kenntnisse auf dem 
Fachgebiet der Dissertation verfügt. 

(3) Der akademische Grad Dr. rer. nat. kann verliehen werden, wenn die Dissertation 
von naturwissenschaftlichem Charakter ist und die Promotionsbewerberin oder der 
Promotionsbewerber über vertiefte wissenschaftliche Kenntnisse auf dem 
Fachgebiet der Dissertation verfügt. 

(4) Der akademische Grad Dr. rer. pol. kann verliehen werden, wenn die Dissertation 
von wirtschafts- oder sozialwissenschaftlichem Charakter ist und die 
Promotionsbewerberin oder der Promotionsbewerber über vertiefte 
wissenschaftliche Kenntnisse auf dem Fachgebiet der Dissertation verfügt. 

(5) Der akademische Grad Dr. phil. kann verliehen werden, wenn die Dissertation 
von geisteswissenschaftlichem Charakter ist und die Promotionsbewerberin oder 
der Promotionsbewerber über vertiefte wissenschaftliche Kenntnisse auf dem 
Fachgebiet der Dissertation verfügt. 

(6) Sofern sich die in den Absätzen 2 bis 5 geforderten vertieften wissenschaftlichen 
Kenntnisse auf dem Fachgebiet der Dissertation nicht bereits durch den qualitativ 
hochwertigen Abschluss eines einschlägigen wissenschaftlichen Studiums im 
Sinne von Absatz 1 ergeben, prüft der Promotionsausschuss, ob die 
Promotionsbewerberin oder der Promotionsbewerber gleichwohl über umfassende 
Kenntnisse auf dem Fachgebiet der Dissertation verfügt. Hierfür kann der 
Promotionsausschuss zusätzliche Nachweise und Kenntnisprüfungen verlangen.  

(7) Absolventinnen/Absolventen von Fachhochschulen mit mindestens gutem 
Fachhochschulabschluss können zur Promotion zugelassen werden, wenn der 
Promotionsausschuss feststellt, dass die Promotionsbewerberin oder der 
Promotionsbewerber über vertiefte ingenieurwissenschaftliche, 
naturwissenschaftliche, wirtschaftswissenschaftliche, sozialwissenschaftliche oder 
geisteswissenschaftliche Kenntnisse auf dem Fachgebiet ihres/seines Studiums 
und auf dem Fachgebiet der Dissertation, wenn dieses vom Fachgebiet des 
Studiums abweicht, verfügt. Zur Feststellung der vertieften Kenntnisse auf dem 
Fachgebiet des Studiums kann der Promotionsausschuss unter Benennung der 



Prüferinnen und Prüfer Kenntnisprüfungen verlangen, die aus mindestens drei 
Prüfungen aus dem Studienprogramm der Technischen Universität Hamburg 
bestehen, wobei insbesondere Grundlagenfächer aus dem Bachelor-Studium zu 
berücksichtigen sind. Die Prüfungen müssen dabei solchen Studiengängen der 
Technischen Universität zuzuordnen sein, die mit dem von der 
Promotionsbewerberin oder dem Promotionsbewerber an der Fachhochschule 
abgelegten Studium am nächsten verwandt sind. Alle Prüfungen sind innerhalb 
eines Jahres abzulegen und zu bestehen; die gewichtete Durchschnittsnote dieser 
Prüfungen muss „gut” oder besser sein. Als Gewichtungsfaktoren dienen die 
Leistungspunkte der jeweiligen Prüfungen. Bei Nichtbestehen darf jede Prüfung 
einmal wiederholt werden. Sofern das Fachgebiet der Dissertation vom Fachgebiet 
des Studiums abweicht, ist zusätzlich entsprechend Absatz 6 zu verfahren. 

(8) Promotionsbewerberinnen und Promotionsbewerber, die ein wissenschaftliches 
Studium an einer ausländischen wissenschaftlichen Hochschule erfolgreich 
abgeschlossen haben, können zur Promotion zugelassen werden, sofern 
Gleichwertigkeit mit einem deutschen wissenschaftlichen Studienabschluss 
besteht und die Befähigung zu vertiefter selbständiger wissenschaftlicher Arbeit 
erkennbar ist. Dabei soll ein im Ausland besuchter Master-Studiengang eine 
regelmäßige Studienzeit von zwei Jahren aufweisen. Für die Gleichwertigkeit und 
Anrechnung von Studienzeiten und Studienleistungen an ausländischen 
Hochschulen sind neben den Zeugnissen der Promotionsbewerberinnen und 
Promotionsbewerber die von der Kultusministerkonferenz und der 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen und 
Empfehlungen, soweit einschlägig vorhanden, maßgebend. Bei bedingungslos 
positiver Empfehlung der Zentralstelle für Ausländisches Bildungswesen lässt der 
Promotionsausschuss die Bewerberin oder den Bewerber in der Regel zu. Im Übrigen 
kann der Promotionsausschuss zur Feststellung der Gleichwertigkeit 
Zusatzprüfungen fordern. Hierfür gilt: 

1. Bei geringfügigen Bedenken macht der Promotionsausschuss die Zulassung 
vom Ergebnis einer formlosen Kenntnisprüfung sowie einer 
Gleichwertigkeitsbeurteilung der ausländischen Abschlussarbeit 
(Diplomarbeit, Master-Arbeit) abhängig; diese Kenntnisprüfung und 
Gleichwertigkeitsbeurteilung sind durch die vorgesehene Betreuerin oder 
den vorgesehenen Betreuer der Dissertation und durch eine zusätzlich vom 
Promotionsausschuss bestimmte Professorin oder einen zusätzlich vom 
Promotionsausschuss bestimmten Professor der Technischen Universität 
Hamburg durchzuführen. 

2. Bei leichten Bedenken - besonders im Hinblick auf die Breite und Dauer des 
Studiums - ordnet der Promotionsausschuss nach Absprache mit der Leiterin 



oder dem Leiter des zuständigen Studiendekanats zusätzliche 
Kenntnisprüfungen und/oder das Verfassen einer Abschlussarbeit an. Diese 
sind innerhalb von einem eines Jahres abzulegen und zu bestehen; die 
gewichtete Durchschnittsnote dieser Prüfungen muss „gut” oder besser sein. 
Als Gewichtungsfaktoren dienen die Leistungspunkte der jeweiligen 
Prüfungen. Bei Nichtbestehen darf jede Prüfung einmal wiederholt werden. 

3. Bei stärkeren Bedenken ist eine Zulassung ausgeschlossen. 
 

§ 4 Zulassung zur Promotion 

(1) Die Bewerberin oder der Bewerber hat beim Promotionsausschuss eine 
Entscheidung einzuholen, ob sie oder er die Voraussetzungen zur Promotion erfüllt 
(Antrag auf Zulassung zur Promotion). Diese Entscheidung soll vor Beginn der 
Arbeiten zur Promotion getroffen werden. Die Entscheidung und eventuelle 
zusätzliche Auflagen sind der Bewerberin oder dem Bewerber schriftlich mitzuteilen. 

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Promotion ist schriftlich an die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden des Promotionsausschusses zu richten. Er soll mindestens zwei 
Jahre, bei externer Promotion mindestens drei Jahre vor Beantragung der Eröffnung 
des Promotionsverfahrens gestellt werden. Dem Antrag sind folgende Unterlagen 
und Erklärungen beizufügen: 

1. ein lückenloser und aktueller tabellarischer Lebenslauf mit ausführlicher 
Darstellung der Ausbildung, 

2. die Angabe des vorläufigen Themas der Dissertation, 
3. eine Erklärung der Betreuerin oder des Betreuers, aus der hervorgeht, dass 

sie oder er bereit ist, die Betreuung der Arbeit zu übernehmen. In dieser 
Erklärung ist die Bestätigung des vorläufigen Themas der Dissertation durch 
die Betreuerin oder den Betreuer erforderlich, 

4. Nachweise über das abgeschlossene Hochschulstudium sowie ggf. über die 
in § 3 Absätze 7 oder 8 der Promotionsordnung geforderten Voraussetzungen 
im Original oder in öffentlich beglaubigten Abschriften oder Kopien, 

5. eine Erklärung darüber, ob und gegebenenfalls mit welchem Ergebnis die 
Bewerberin oder der Bewerber bereits Promotionsverfahren durchlaufen 
oder beantragt hat. 

(3) Der Antrag muss abgelehnt werden, wenn 

1. die unter § 3 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 
2. Tatsachen vorliegen, auf Grund derer die Promotionsbewerberin oder der 

Promotionsbewerber sich unwürdig erwiesen hat, den akademischen Grad 
einer Doktorin oder eines Doktors zu führen, 



3. das Fachgebiet der Promotion an der Technischen Universität Hamburg 
nicht hinreichend vertreten ist, 

4. die Bewerberin oder der Bewerber endgültig mit einem Promotionsverfahren 
zur Erreichung desselben akademischen Grades gescheitert ist, 

5. die Bewerberin oder der Bewerber bereits über einen Doktorgrad in dem 
beantragten Fachgebiet (Ingenieurwissenschaften, Naturwissenschaften, 
Wirtschaftswissenschaften, Sozialwissenschaften oder 
Geisteswissenschaften) verfügt oder 

6. dem Promotionsausschuss trotz Mahnung und Fristsetzung nicht die mit dem 
Antrag auf Zulassung zur Promotion vorzulegenden Anlagen vorgelegt 
werden. 
 

§ 5 Dissertation 

(1) Die Dissertation dient dem Nachweis der Befähigung zu vertiefter selbständiger 
wissenschaftlicher Arbeit. Sie muss einen Fortschritt der wissenschaftlichen 
Erkenntnis bringen und kann entweder als Monographie oder publikationsbasiert in 
kumulativer Form angefertigt werden. Die Entscheidung über die Form der 
Dissertation wird von dem Betreuer oder der Betreuerin und dem oder der 
Promovierenden im Einvernehmen getroffen. 

(2) Im Fall einer Monographie sollen Teile der Dissertation vorab veröffentlicht 
werden. 

(3) Für eine kumulative Dissertation gelten folgende Regelungen: 

1. Die Dissertation basiert auf thematisch zusammenhängenden 
wissenschaftlichen Fachartikeln. Die Bewerberin oder der Bewerber muss bei 
mindestens drei dieser überwiegend mitgewirkt haben. Erfolgt eine 
gemeinsame Veröffentlichung hat der Bewerber bzw. die Bewerberin von den 
anderen beteiligten Autoren eine schriftliche Bestätigung über seine bzw. ihre 
überwiegende Mitwirkung beizubringen. 

2. Als Publikationsorgane sind in dem jeweiligen Fachgebiet anerkannte 
Zeitschriften oder Proceedings herausragender internationaler 
wissenschaftlicher Konferenzen, die einem strikten Peer-Review Verfahren 
unterliegen, zugelassen. 

3. Die Publikationen müssen erschienen oder zum Druck angenommen sein. 
4. Ein angemessenes Peer-Review-Verfahren ist in allen oben genannten Fällen 

zu belegen. 
5. Die kumulative Dissertation muss einen selbstständig verfassten, 

substantiellen Teil enthalten, der über die Veröffentlichungen hinausgeht. 



Dieser soll eine Länge von ca. 30-50 Seiten umfassen. Inhaltlich soll er den 
Zusammenhang zwischen den Veröffentlichungen verdeutlichen, die 
Forschungsergebnisse übergreifend darstellen und ggf.  auch für die 
Dissertation relevante Teilbereiche vertiefen. 
 

§ 6 Eröffnung des Promotionsverfahrens 

(1) Das Promotionsverfahren dient der Feststellung, ob der Promotionsbewerberin 
oder dem Promotionsbewerber einer der in § 1 Absatz 1 genannten Doktorgrade 
verliehen werden kann. 

(2) Die Eröffnung des Promotionsverfahrens kann frühestens nach Einreichungsreife 
der Dissertation schriftlich bei der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des 
Promotionsausschusses durch die Promotionsbewerberin oder den 
Promotionsbewerber beantragt werden. Dem Antrag sind beizufügen: 

1. sechs Exemplare der Dissertation in fest gebundener gedruckter Form unter 
Verwendung eines Deckblatts, dessen Form vom Promotionsausschuss 
festgelegt wird sowie eines lückenlosen und aktuellen tabellarischen 
Lebenslaufs am Ende der Dissertation. Im Fall einer kumulativen Promotion 
müssen die zugrundeliegenden Veröffentlichungen in den eingereichten 
Exemplaren mit eingebunden werden. Diese Exemplare der Dissertation 
dürfen keine Danksagungen, religiöse Bezüge o.ä. enthalten. Die Dissertation 
muss in deutscher oder englischer Sprache abgefasst werden.  

2. eine schriftliche Erklärung der Betreuerin oder des Betreuers, dass die 
Dissertation einreichungsreif ist, 

3. im Fall einer kumulativen Dissertation: 
a) eine schriftliche Erklärung der Betreuerin/des Betreuers darüber, dass 

die vorgelegte Dissertation in ihrer Gesamtheit die Anforderungen an 
eine kumulative Dissertation entsprechend den Bestimmungen dieser 
Promotionsordnung uneingeschränkt erfüllt. 

b) eine Bestätigung der anderen beteiligten Autorinnen und Autoren über 
die überwiegende Mitwirkung der Bewerberin oder des Bewerbers an 
den betreffenden gemeinsamen Veröffentlichungen gemäß §4a 
Absatz 3 sowie über die Kenntnisnahme, dass die Veröffentlichung für 
eine kumulative Promotion verwendet werden soll. 
Der Promotionsausschuss stellt hierfür ein verbindliches Formblatt zur 
Verfügung. 

4. eine Angabe, welcher Doktorgrad voraussichtlich angestrebt wird. 
5. eine eidesstattliche Erklärung auf einem vom Promotionsausschuss 

vorgeschriebenen Formblatt „Eidesstattliche Erklärung (PDF)” darüber, dass 



a) die Arbeit selbständig angefertigt worden ist, 
b) die örtlich oder inhaltlich aus anderen Quellen entnommenen Stellen 

als solche kenntlich gemacht sind, 
c) die Leitlinien guter wissenschaftlicher Praxis im Sinne des Kodex der 

deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) berücksichtigt wurden 
sowie 

d) die Satzung zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis und zum 
Umgang mit Verdachtsfällen wissenschaftlichen Fehlverhaltens 
eingehalten wurde,  

e) bei der inhaltlich-materiellen Erstellung der Arbeit nicht die 
entgeltliche Hilfe von Vermittlungs- bzw. Beratungsdiensten in 
Anspruch genommen und 

f) die Arbeit bisher weder im Inland noch im Ausland in gleicher oder 
ähnlicher Form einer Prüfungsbehörde vorgelegt wurde, 

6. eine Anzeige von Vorabveröffentlichungen von Teilen der Dissertation. Es sind 
Titel, Verfasser, Veröffentlichungsorgan und -jahr auf separatem Blatt 
anzugeben und einzureichen. Falls keine Publikationen vorzuweisen sind, ist 
dieses ebenfalls anzugeben, 

7. eine Anzeige von studentischen Arbeiten (Studienarbeit, Project Work, 
Bachelor-/Master-Thesis), deren Inhalte in die Dissertation eingeflossen sind, 

8. eine separate Kurzfassung der Dissertation im Umfang von höchstens einer 
DIN A4-Seite in der Sprache, in der die Dissertation verfasst ist. Zusätzlich 
kann eine deutsche oder englische Version beigefügt werden. 

9. ein zusätzliches Abstrakt für Bibliothekszwecke von etwa 5 Zeilen Länge in 
deutscher und englischer Sprache. 

(3) Der Antrag auf Eröffnung des Promotionsverfahrens und die ihm beizufügenden 
Anlagen sind der oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses zuzuleiten. 

(4) Das Promotionsverfahren wird durch Beschluss des Promotionsausschusses 
eröffnet, wenn die Bewerberin oder der Bewerber nach § 4 zur Promotion zugelassen 
wurde und die dem Antrag nach Absatz 2 beizufügenden Unterlagen und 
Erklärungen vollständig und ordnungsgemäß vorliegen. 

(5) Nach Eröffnung des Promotionsverfahrens werden alle Professorinnen, 
Professoren, habilitierten Wissenschaftlerinnen und habilitierten Wissenschaftler 
des fachlich betroffenen Studiendekanats über die Einreichung der Dissertation 
unterrichtet. 

(6) Solange zur Dissertation noch kein Gutachten vorliegt, kann die 
Promotionsbewerberin oder der Promotionsbewerber auf schriftlichen Antrag vom 



Promotionsverfahren zurücktreten, ohne dass das Promotionsverfahren als 
gescheitert gilt. 

 

§ 7 Betreuung der Dissertation 

(1) Als Betreuerin oder Betreuer sind alle Professorinnen und Professoren und alle 
habilitierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zugelassen, die 

1. hauptberuflich an der Technischen Universität Hamburg tätig sind, 
2. aus der hauptberuflichen Tätigkeit an der Technischen Universität Hamburg 

in den Ruhestand übergegangen sind oder 
3. an außeruniversitären Forschungseinrichtungen hauptberuflich tätig sind 

und von der Technischen Universität Hamburg berufen wurden oder 
4. die Lehrbefugnis als Privatdozent oder Privatdozentin von der Technischen 

Universität Hamburg verliehen bekommen haben und hauptberuflich an 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen im Großraum Hamburg tätig 
sind, mit denen eine vertraglich vereinbarte Kooperation in großen Bereichen 
der Forschung und Lehre besteht. 

(2) Als Betreuerinnen oder Betreuer sind auch Personen zugelassen, die die 
akademische Bezeichnung "Professorin" oder "Professor" nach § 17 Abs. 1 HmbHG 
verliehen bekommen haben und  

1. über eine Habilitation verfügen oder 
2. eine Juniorprofessur ohne Tenure Track mit positiver Zwischenevaluation 

durchlaufen haben. 

(3) Die Empfängerin oder der Empfänger einer Emmy Noether-Förderung durch die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft kann auf Antrag an den Promotionsausschuss 
im Einzelfall als Betreuerin oder Betreuer zugelassen werden.    

(4) Im Fall des § 70 Abs. 7 HmbHG (kooperative Promotion mit der Hochschule für 
Angewandte Wissenschaften Hamburg) wirkt eine neben einer Betreuerin oder 
einem Betreuer im Sinne von Absatz 1 eine Person aus dem Kreis der 
hauptberuflichen Professorinnen und Professoren und habilitierten 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Hochschule für Angewandte 
Wissenschaften an der Betreuung der Promotion mit. Gleiches gilt für andere 
Fachhochschulen. 

(5) Fällt die Betreuerin oder der Betreuer nach der Eröffnung des 
Promotionsverfahrens aus, so bemüht sich der Promotionsausschuss auf Antrag 
der Bewerberin oder des Bewerbers, die weitere Betreuung der Dissertation 
sicherzustellen. 



(6) Entfallen bei einer Betreuerin oder einem Betreuer nach der Zulassung und vor 
der Eröffnung einer Promotion die in Abs. 1-4 genannten Voraussetzungen der 
Betreuung, gilt sie oder er im Sinne dieser Promotionsordnung noch für weitere drei 
Jahre als Betreuerin oder Betreuer bereits laufender Promotionen.    

 

§ 8 Gemeinsames Promotionsverfahren mit ausländischen wissenschaftlichen 
Hochschulen 

(1) Zur Förderung der internationalen Kooperation kann die TUHH mit ausländischen 
wissenschaftlichen Hochschulen oder vergleichbaren Bildungseinrichtungen, die 
das Promotionsrecht besitzen, ein gemeinsames Promotionsverfahren 
durchführen. 

(2) Der Rahmen für das gemeinsame Promotionsverfahren ist für den Einzelfall in 
einer vertraglichen Vereinbarung mit der ausländischen wissenschaftlichen 
Hochschule oder der nach dortigem Recht zuständigen Stelle festzulegen. In 
diesem Vertrag kann von Regelungen dieser Promotionsordnung abgewichen 
werden. Die wissenschaftliche Qualität und deren objektive Feststellung darf 
dadurch nicht beeinträchtigt werden. Der Akademische Senat muss der 
vertraglichen Vereinbarung nach Satz 1 zustimmen. Die Zuständigkeit für die 
Zustimmung nach Satz 3 kann durch den Akademischen Senat auf den 
Promotionsausschuss übertragen werden. 

(3) Die vertragliche Vereinbarung muss festlegen, an welcher Einrichtung die 
mündliche Prüfung erbracht wird und an welcher Einrichtung die Unterlagen des 
Promotionsverfahrens geführt werden. 

(4) Die vertragliche Vereinbarung muss festlegen, in welcher Sprache und Form die 
Promotionsurkunde bzw. die Promotionsurkunden ausgefertigt werden. 

 

§ 9 Gutachterinnen und Gutachter 

(1) Die Dissertation ist von der Betreuerin oder dem Betreuer und von einer weiteren 
Person aus dem Kreis der Professorinnen und Professoren oder habilitierten 
Wissenschaftlerinnen oder habilitierten Wissenschaftler zu begutachten. In 
begründeten Ausnahmefällen können promovierte Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler mit der Begutachtung betraut werden. Bis zu drei weitere 
Gutachterinnen oder Gutachter können benannt werden, um die fachliche Breite 
der Dissertation abzudecken. Mindestens eine Gutachterin oder ein Gutachter muss 
der Technischen Universität Hamburg als hauptberufliches Mitglied angehören 
oder an außeruniversitären wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen 



hauptberuflich tätig sein, wenn sie oder er von der Technischen Universität 
Hamburg in einem Berufungsverfahren zur Professorin oder zum Professor berufen 
worden sind. Pensionierte Professorinnen und Professoren oder pensionierte 
habilitierte Wissenschaftlerinnen und habilitierte Wissenschaftler gelten im Sinne 
dieser Ordnung bis drei Jahre nach ihrem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst 
noch als hauptberufliches Mitglied der Technischen Universität Hamburg. 

(2) Jede Gutachterin oder jeder Gutachter muss auf dem Gebiet der Promotion 
besonders ausgewiesen sein. Bei Professorinnen und Professoren kann hiervon 
ausgegangen werden, wenn die Promotion ihrem Schwerpunkt nach auf dem 
Gebiet ihrer Professur liegt. Außerdem soll mindestens eine Gutachterin oder ein 
Gutachter denselben Doktorgrad erworben haben, wie den, welchen die 
Promotionsbewerberin oder der Promotionsbewerber anstrebt, oder über einen 
Studienabschluss verfügen, der auf dem fachlichen Gebiet des angestrebten 
Doktor-Grades liegt. 

 

§ 10 Bestellung der Gutachterinnen und Gutachter 

(1) Die Betreuerin oder der Betreuer reicht zeitnah zum Antrag auf Eröffnung des 
Promotionsverfahrens unter Beifügung einer Kopie der Dissertation oder einer 
Zusammenfassung über deren Inhalt bei der Leiterin oder dem Leiter des fachlich 
betroffenen Studiendekanats einen Vorschlag für die Gutachterinnen und 
Gutachter ein. Hierbei erläutert sie/er den Gutachtervorschlag und äußert sich 
dazu, ob die Dissertation nach ihrer oder seiner Einschätzung 
ingenieurwissenschaftlichen, naturwissenschaftlichen, wirtschafts- bzw. 
sozialwissenschaftlichen oder geisteswissenschaftlichen Charakter hat. Im Falle 
einer kumulativen Dissertation muss mindestens ein Gutachter oder eine 
Gutachterin bestellt werden, der bzw. die an keiner der dort aufgeführten 
Veröffentlichungen mitgewirkt hat. 

(2) Der Studiendekanatsausschuss des fachlich betroffenen Studiendekanats 
beschließt einen Gutachtervorschlag zur Vorlage an den Promotionsausschuss. Die 
Gutachterinnen und Gutachter dürfen in der Regel nicht demselben Institut oder 
derselben Arbeitsgruppe angehören. Der Studiendekanatsausschuss kann zur 
Vorbereitung seiner Entscheidung die Einschätzung von Sprecherinnen und 
Sprechern der Forschungsschwerpunkte einholen. Bei Beschlussfassung über den 
oder die Gutachtervorschläge ist der Studiendekanatsausschuss weder an den 
Vorschlag der Betreuerin oder des Betreuers noch an eingeholte Einschätzungen 
von Sprecherinnen oder Sprechern der Forschungsschwerpunkte gebunden. 



(3) Der Promotionsausschuss bestimmt auf der Grundlage des Vorschlages nach 
Absatz 2 die Gutachterinnen und Gutachter. Ist der Promotionsausschuss mit einem 
Gutachtervorschlag nicht einverstanden, hat der vorlegende 
Studiendekanatsausschuss unter Beachtung etwaiger Hinweise des 
Promotionsausschusses einen erneuten Gutachtervorschlag vorzulegen. Bestehen 
auch gegen den erneuten Vorschlag Bedenken, kann der Promotionsausschuss die 
Gutachterinnen und Gutachter ohne nochmaligen Vorschlag des 
Studiendekanatsausschusses bestimmen. 

(4) Mit der Entscheidung über die Eröffnung des Promotionsverfahrens teilt der 
Promotionsausschuss der Bewerberin oder dem Bewerber die Namen der 
Gutachterinnen und Gutachter mit. 

 

§ 11 Begutachtungsverfahren 

(1) Die Gutachterinnen und Gutachter haben das Recht, von der 
Promotionsbewerberin oder dem Promotionsbewerber über den 
Promotionsausschuss zusätzlich zur Dissertation weitere Informationen zur 
Überprüfung der in der Dissertation enthaltenen Ergebnisse zu verlangen. 

(2) Die Gutachten sollen dem Promotionsausschuss von den Gutachterinnen und 
Gutachtern innerhalb von drei Monaten ab Erhalt der zu begutachtenden 
Dissertation vorgelegt werden. Hat eine Gutachterin oder ein Gutachter innerhalb 
dieser Frist noch kein Gutachten vorgelegt, kann die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende des Promotionsausschusses die säumige Gutachterin oder den 
säumigen Gutachter im Einvernehmen mit dem fachlich betroffenen 
Studiendekanat durch eine andere Gutachterin oder einen anderen Gutachter 
ersetzen; § 10 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(3) In den Gutachten ist schlüssig darzulegen, welcher Doktorgrad nach § 1 Absatz 1 
verliehen werden soll. Der Promotionsausschuss beschließt über den zu 
verleihenden Grad. 

(4) Bei erheblichen Bedenken hinsichtlich der Promotionswürdigkeit kann die 
Dissertation auf Antrag mindestens einer Gutachterin oder eines Gutachters durch 
den Promotionsausschuss zur Umarbeitung einmalig an die Bewerberin oder den 
Bewerber zurückgegeben werden. Die Bewerberin oder der Bewerber darf die 
Promotion erneut einreichen. Für die Umarbeitung und Neueinreichung wird eine 
Frist von sechs Monaten gesetzt, die Frist beginnt mit Bekanntgabe des 
Umarbeitungsbeschlusses. Auf begründeten Antrag des Promovenden kann die 
Frist angemessen verlängert werden. Die Gutachterinnen und Gutachter erstellen 
die Gutachten auf Grundlage der neu eingereichten Dissertation. 



§ 12 Bewertung und Annahme der Dissertation 

(1) Die Gutachterinnen und Gutachter geben ein schriftlich begründetes Urteil über 
die Dissertation ab, das durch eine der folgenden Noten zusammenzufassen ist: 

- ausgezeichnet, 
- sehr gut, 
- gut, 
- genügend, 
- nicht genügend. 

(2) Sind die Noten „genügend“ oder besser, so ist die Dissertation angenommen. 
Differieren die Benotungen in den Gutachten um zwei oder mehr Noten, bemüht sich 
der Promotionsausschuss um eine Klärung. Kann dadurch der Unterschied in der 
Beurteilung nicht beseitigt werden, holt der Promotionsausschuss ein weiteres 
Gutachten ein.  

(3) Lautet eine Bewertung „nicht genügend“, so ist ein weiteres Gutachten 
einzuholen. Sofern erforderlich, um die fachliche Breite der Dissertation abzudecken, 
können insgesamt bis zu drei weitere Gutachten eingeholt werden. Schließt eines 
der weiteren Gutachten ebenfalls mit der Beurteilung „nicht genügend“ ab, so ist 
das Promotionsvorhaben abgelehnt und damit beendet.  

(4) Entspricht ein Gutachten offensichtlich nicht den üblichen wissenschaftlichen 
Standards oder bestehen begründete Bedenken hinsichtlich der Objektivität der 
Gutachterin oder des Gutachters, kann der Promotionsausschuss nach 
Rücksprache mit dem zuständigen Studiendekanatsausschuss ein weiteres 
Gutachten einholen.  

(5) Die Note „ausgezeichnet“ darf von den Gutachterinnen und Gutachtern nur 
vergeben werden, wenn die Arbeit eine hervorragende Leistung darstellt, die die 
wissenschaftliche Erkenntnis entscheidend fördert. Eine Bewertung mit der Note 
„ausgezeichnet“ muss im Gutachten ausführlich und nachvollziehbar begründet 
werden. Dabei müssen insbesondere die außergewöhnliche wissenschaftliche 
Leistung und deren Darstellung sowie die besondere Bedeutung der Arbeit 
gewürdigt werden. Zudem müssen die besondere Qualität der berücksichtigten 
Veröffentlichungen sowie der Zeitschriften bzw. Konferenzen, in denen veröffentlicht 
wurde, ausdrücklich dargestellt werden. 

 (6) Nach Annahme der Gutachten durch den Promotionsausschuss wird die 
Dissertation für die Dauer von zwei Wochen universitätsöffentlich zur Einsichtnahme 
durch die Angehörigen der Technischen Universität Hamburg an einer vom 
Promotionsausschuss bekanntzugebenden Stelle ausgelegt. Der Anfangs- und der 
Endtermin der Auslegung sind bei der Bekanntgabe anzugeben. Während dieses 



Zeitraumes können die Professorinnen und Professoren sowie die habilitierten 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Technischen Universität Hamburg 
außerdem auf schriftlichen Antrag Einsicht in die Gutachten nehmen. Die 
Professorinnen und Professoren und die habilitierten Wissenschaftlerinnen und 
habilitierten Wissenschaftler der Technischen Universität Hamburg können 
gegenüber dem Promotionsausschuss innerhalb der sich aus den Sätzen 1 und 2 
ergebenden Auslegungsfrist zur Dissertation, zu den Gutachten oder zu beidem 
Stellung nehmen. Die Stellungnahme soll schriftlich, mindestens jedoch in Textform 
(E-Mail) erfolgen. Werden schwerwiegende Bedenken hinsichtlich Qualität oder 
Bewertung der Dissertation vorgebracht, so wird die Dissertation an den 
Promotionsausschuss zurückgegeben, der über das weitere Verfahren entscheidet. 
Der Promotionsausschuss bemüht sich im Einvernehmen mit den Gutachterinnen 
und Gutachtern um eine Klärung. Bestehen weiterhin Bedenken, so kann der 
Promotionsausschuss bis zu drei weitere Gutachten einholen.  

(7) Sobald das Promotionsverfahren abgeschlossen ist, gewährt der 
Promotionsausschuss der Promotionsbewerberin oder dem Promotionsbewerber 
auf schriftlichen Antrag Einsicht in die Gutachten; Namen und Adressen der 
Gutachterinnen und Gutachter werden dabei nicht mitgeteilt, es sei denn, die 
Promotionsbewerberin oder der Promotionsbewerber macht hierfür ein 
unabweisbares rechtliches Interesse geltend. 

 

§ 13 Prüfungsausschuss 

(1) Für jede Promotion bestellt der Promotionsausschuss einen Prüfungsausschuss. 
Der Prüfungsausschuss nimmt die mündliche Prüfung ab (§ 14). Er legt die Noten für 
die Dissertation und die mündliche Prüfung sowie die Gesamtnote fest (§ 15 Absätze 
1 und 2). 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden 
sowie mindestens zwei Personen aus dem Kreis der Gutachterinnen und Gutachter. 
Zudem können bis zu drei weitere Personen zu Prüferinnen oder Prüfern bestellt 
werden. 

(3) Bei Promotionen in Kooperation mit der Hochschule für angewandte 
Wissenschaften Hamburg nach § 70 Abs. 7 HmbHG ist eine Person aus dem Kreis 
der der Hochschule für angewandte Wissenschaften angehörenden 
hauptberuflichen Professorinnen und Professoren oder habilitierten 
Wissenschaftlerinnen und habilitierten Wissenschaftlern in den Prüfungsausschuss 
zu bestellen.  



(4) Mindestens eine Prüferin oder ein Prüfer muss hauptberufliches Mitglied der 
Technischen Universität Hamburg sein. Eine pensionierte Prüferin oder ein 
pensionierter Prüfer gilt im Sinne dieser Ordnung bis drei Jahre nach ihrem/seinem 
Ausscheiden aus dem aktiven Dienst an der Technischen Universität Hamburg noch 
als hauptberufliches Mitglied. 

(5) Wurde die Dissertation von mindestens einer Gutachterin oder einem Gutachter 
mit „ausgezeichnet“ bewertet, ist ein Mitglied des Promotionsausschusses aus dem 
Kreis der ihm angehörenden Professorinnen, Professoren, habilitierten 
Wissenschaftlerinnen oder habilitierten Wissenschaftler in den Prüfungsausschuss 
zu bestellen. Sie oder er trägt neben den anderen Prüferinnen und Prüfern im 
Besonderen dafür Sorge, dass die Gesamtnote „ausgezeichnet“ nur vergeben wird, 
wenn die hierfür in § 15 Absatz 2 geregelten Voraussetzungen zweifelsfrei erfüllt sind. 

(6) Zu Prüferinnen und Prüfern können bestellt werden: 

- Professorinnen und Professoren, habilitierte Wissenschaftlerinnen und 
habilitierte Wissenschaftler, die im Fachgebiet der Dissertation oder 
benachbarten Fachgebieten ausgewiesen sind. 

- Die Gutachterinnen und Gutachter der Dissertation. 
- Auf dem Fachgebiet der Dissertation ausgewiesene promovierte Personen, 

die nicht Mitglieder der Technischen Universität Hamburg sind.  

 (7) Die Bewerberin oder der Bewerber kann bis zu zwei der Prüferinnen oder Prüfer 
vorschlagen.   

(8) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses wird vom 
Promotionsausschuss aus dem Kreis der von ihm in den Prüfungsausschuss 
berufenen hauptamtlichen Professorinnen und Professoren der Technischen 
Universität Hamburg bestellt. Sie oder er erhält ein Exemplar der Dissertation sowie 
die Gutachten und äußert sich danach innerhalb eines Monats schriftlich 
gegenüber der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses 
über die Annahme und Benotung der Dissertation und begründet abweichende 
Aussagen. Sofern ihre oder seine Stellungnahme ein von den Gutachten erheblich 
abweichendes Urteil über die Dissertation ausweist, ist vom Promotionsausschuss 
eine Klärung herbeizuführen, bevor das Promotionsverfahren fortgeführt wird. §12 
Absatz 6 Sätze 6-8 gelten entsprechend.  

 

§ 14 Mündliche Prüfung 

(1) Nach Annahme der Dissertation und Ablauf der Auslegung gem. § 12 Absatz 6 
werden die Bewerberin oder der Bewerber und die Prüferinnen und Prüfer von der 



Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur mündlichen 
Prüfung schriftlich eingeladen. 

(2) Die mündliche Prüfung soll spätestens sechs Wochen nach Annahme der 
Dissertation stattfinden. Sie wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses geleitet. Der Termin der mündlichen Prüfung wird von der 
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses nach Rücksprache 
mit der Bewerberin oder dem Bewerber festgelegt. Spätestens mit der Einladung zur 
mündlichen Prüfung werden der Bewerberin oder dem Bewerber die Namen aller 
Mitglieder des Prüfungsausschusses mitgeteilt.  

(3) Wenn der Prüfungsausschuss nicht vollständig zur mündlichen Prüfung 
erschienen ist, muss die Prüfung auf einen anderen Termin verschoben werden. 

(4) Die Prüfung findet in Präsenz statt. In begründeten Ausnahmefällen können 
einzelne Prüferinnen oder Prüfer auf Antrag an den Promotionsausschuss per Video 
zugeschaltet werden. 

(5) Versäumt die Bewerberin oder der Bewerber den Termin der mündlichen 
Prüfung, so gilt diese mit der Rechtsfolge des § 15 Absatz 4 als nicht bestanden, 
wenn die Bewerberin oder der Bewerber das Säumnis nicht hinreichend 
entschuldigt; anderenfalls setzt die Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses zeitnah einen neuen Termin fest. 

(6) Die mündliche Prüfung kann in deutscher oder englischer Sprache durchgeführt 
werden. Dabei wird die Prüfung grundsätzlich in der Sprache abgehalten, in der die 
Dissertation verfasst ist. Davon kann im Einvernehmen zwischen dem 
Prüfungsausschuss und der Bewerberin oder dem Bewerber abgewichen werden. 
Die Prüfung beginnt mit einem etwa halbstündigen Vortrag der Bewerberin oder des 
Bewerbers über Ziel, Lösungswege und Ergebnisse der Dissertation; hieran schließt 
sich eine höchstens 30 Minuten dauernde Diskussion an. Der Vortrag und die 
Diskussion sind hochschulöffentlich. 

(7) Im Anschluss an Vortrag und Diskussion nach Absatz 6 wird die mündliche 
Prüfung unter Ausschluss der Hochschulöffentlichkeit für etwa eine Stunde mit dem 
Ziel einer Überprüfung der wissenschaftlichen Qualifikation der Bewerberin oder des 
Bewerbers auf dem Gebiet der Dissertation und benachbarten Fachgebieten 
fortgesetzt. Über die mündliche Prüfung ist ein Protokoll anzufertigen, das von den 
Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen ist. 

 

 

 



§ 15 Prüfungsergebnisse 

(1) Unmittelbar nach Abschluss der mündlichen Prüfung entscheidet der 
Prüfungsausschuss in nichtöffentlicher Sitzung über das Ergebnis der Prüfung. Er 
bestimmt die Noten für die mündliche Prüfung und die Note für die schriftliche 
Dissertation unter Würdigung aller Gutachten nach § 12 und etwaiger Äußerungen 
gemäß §12 Absatz 6, sowie die Gesamtnote. Es gilt das Notenschema gem. § 12 
Absatz 1. 

(2) Die Gesamtnote „ausgezeichnet“ kann nur auf einstimmigen Beschluss des 
Prüfungsausschusses vergeben werden, wenn besondere Zusatzleistungen der 
Promotionskandidatin oder des Promotionskandidaten nachgewiesen sind. Dies 
setzt in der Regel die Feststellung einer überwiegenden Mitwirkung der 
Promotionskandidatin oder des Promotionskandidaten an zwei Publikationen 
voraus. Als Publikationsorgane sind in dem jeweiligen Fachgebiet anerkannte 
Zeitschriften oder Proceedings herausragender internationaler wissenschaftlicher 
Konferenzen, die einem strikten Peer-Review Verfahren unterliegen, zugelassen. 

(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses teilt der 
Bewerberin oder dem Bewerber unter Ausschluss der Öffentlichkeit das Ergebnis 
sogleich mit. 

(4) Werden die Leistungen in der mündlichen Prüfung nicht mindestens mit 
„genügend“ beurteilt, so kann die Promotion nicht vollzogen werden. Die mündliche 
Prüfung kann frühestens nach Ablauf von drei Monaten, jedoch spätestens nach 
einem Jahr einmal wiederholt werden. Wird die mündliche Prüfung auch im 
Wiederholungsfall mit „nicht genügend“ bewertet, so ist die Promotion gescheitert. 
Mit Eintritt der Bestands- oder Rechtskraft des Scheiterns der Promotion ist das 
Promotionsverfahren abgeschlossen. 

 

§ 16 Veröffentlichung der Dissertation 

(1) Die Dissertation ist innerhalb eines Jahres nach Abschluss der mündlichen 
Prüfung zu veröffentlichen. Zuvor hat die Bewerberin oder der Bewerber das 
veröffentlichungsreife Manuskript einer oder einem der Gutachter zur Bestätigung 
der Identität mit der bewerteten Dissertation unter Berücksichtigung etwaiger 
redaktioneller Auflagen vorzulegen. Die Gutachterin oder der Gutachter leitet ihre 
oder seine Stellungnahme der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des 
Promotionsausschusses zu. Kann die Dissertation innerhalb der festgelegten Zeit 
aus wichtigem Grund nicht veröffentlicht werden, so kann die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende des Promotionsausschusses auf begründeten Antrag, der vor Ablauf 
der Frist einzureichen ist, die Frist verlängern. Versäumt die Bewerberin oder der 



Bewerber die Ablieferungsfrist in schuldhafter Weise, so verliert sie oder er ihre oder 
seine Rechte aus der Promotion. 

(2) Die Dissertation ist in angemessener Weise der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. Dies ist erfüllt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber unentgeltlich 

1. ein Exemplar für die Prüfungsakten und 
2. zehn Exemplare für das jeweilige Institut oder die jeweilige Arbeitsgruppe der 

Technischen Universität Hamburg und 
3. an die Universitätsbibliothek entweder 

a) 20 Exemplare in Buch- oder Fotodruck zum Zweck der Verbreitung 
oder 

b) drei Exemplare, wenn ein gewerblicher Verleger die Verbreitung über 
den Buchhandel übernimmt und eine Mindestauflage von 150 
Exemplaren nachgewiesen oder eine fünfjährige Verfügbarkeit 
garantiert wird, oder 

c) drei Exemplare, wenn eine elektronische Veröffentlichung auf dem 
Dokumentenserver der Technischen Universität Hamburg erfolgt, 

abgeliefert hat. Bei der elektronischen Veröffentlichung auf dem Dokumentenserver 
der Technischen Universität Hamburg sind die Empfehlungen hinsichtlich 
technischer und rechtlicher Aspekte des Publizierens auf dem Open Access 
Repository der TUHH zu berücksichtigen. 

(3) Sämtliche nach Absatz 2 abzuliefernden Exemplare der Dissertation müssen fest 
eingebunden sein unter Verwendung eines Deckblattes nebst Rückseite, dessen 
Form vom Promotionsausschuss festgelegt wird. Abweichend von § 6 Absatz 2 
Nummer 1 dürfen nach Absatz 2 abgelieferte Exemplare der Dissertation auch 
Danksagungen in Textform in der Sprache enthalten, in der die Dissertation verfasst 
wurde. Danksagungen und Widmungen mit religiösem Hintergrund sind nicht 
zulässig. Der Lebenslauf muss nicht zwingend mit veröffentlicht werden oder darf in 
gekürzter Form veröffentlicht werden. Der Titel der Dissertation darf im 
Zusammenhang mit ihrer Veröffentlichung nach Absatz 2 nicht geändert werden. 
Im Fall einer kumulativen Dissertation soll die veröffentlichte Version die 
zugrundeliegenden Veröffentlichungen enthalten. 

(4) Auf Antrag kann der Promotionsausschuss genehmigen, dass eine vom Original 
abweichende (z.B. zur Publikation gekürzte) Fassung der Dissertation veröffentlicht 
wird, wenn die Gutachterinnen und Gutachter bestätigen, dass diese Fassung den 
wesentlichen Inhalt der Dissertation wiedergibt. Die Dissertation kann auch in 
mehreren aufeinander folgenden Teilen publiziert werden. 

 



§ 17 Verleihung des Doktorgrades 

(1) Sind die Auflagen gemäß § 16 Absatz 1 Satz 2 erfüllt, erhält der Bewerber die 
Promotionsurkunde. Mit der Aushändigung der Urkunde gilt das 
Promotionsverfahren als abgeschlossen. 

(2) Die Urkunde enthält den Titel der Dissertation und die Gesamtnote nach § 15 
Absatz 1. Die Urkunde trägt unbeschadet abweichender Vereinbarungen oder 
Regelungen im Falle gemeinsamer Promotionen mit ausländischen 
wissenschaftlichen Hochschulen oder der Hochschule für angewandte 
Wissenschaften Hamburg die Unterschriften der Präsidentin oder des Präsidenten 
der Technischen Universität Hamburg und der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden 
des Promotionsausschusses, den Abdruck des Siegels der Technischen Universität 
Hamburg und das Datum des Tages, an dem die mündliche Prüfung mit Erfolg 
abgelegt worden ist. Im Übrigen wird die Form der Promotionsurkunde vom 
Promotionsausschuss bestimmt. Im Falle der Ablehnung der Promotion ergeht ein 
schriftlicher, mit Gründen und einer Rechtsbehelfsbelehrung versehener Bescheid 
an die Bewerberin oder den Bewerber. 

(3) Mit dem Empfang der Urkunde erwirbt die Bewerberin oder der Bewerber das 
Recht, den Doktorgrad „Doktor-Ingenieurin“ oder „Doktor-Ingenieur“ (Dr.-Ing.), 
„Doktorin der Naturwissenschaften“ oder „Doktor der Naturwissenschaften“ (Dr. rer. 
nat.), „Doktorin der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften“ oder „Doktor der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften“ (Dr. rer. pol.) oder Doktorin der Philosophie 
oder Doktor der Philosophie (Dr. phil.) zu führen. Bis zum Empfang der 
Promotionsurkunde ist die Führung des Doktorgrades, auch mit einem etwaigen 
Zusatz auf den noch nicht vollzogenen Erwerb des Grades, unzulässig. 

 

§ 18 Promotionssupplement 

Promotionsbewerberinnen und Promotionsbewerber können nach erfolgreichem 
Abschluss ihrer Promotionsvorhabens beantragen, dass ihnen von der an der 
Technischen Universität Hamburg eingerichteten Graduiertenakademie für 
Technologie und Innovation neben der in Verantwortung des 
Promotionsausschusses auszustellenden Promotionsurkunde ein 
Promotionssupplement ausgestellt wird. Der Erwerb des Promotionssupplements 
setzt voraus, dass die Promotionsbewerberinnen und Promotionsbewerber im 
Rahmen ihrer Promotionsphase von der Graduiertenakademie anerkannte 
Angebote zur Vermittlung und Erweiterung wissenschafts- und berufsrelevanter 
Schlüsselkompetenzen sowie zur individuellen Karriereplanung in dem zum 
Zeitpunkt des Antrages auf Zulassung zur Promotion für den Bereich der 



Graduiertenakademie empfohlenen Mindestumfang wahrgenommen haben. Das 
Promotionssupplement wird durch die wissenschaftliche Leiterin oder den 
wissenschaftlichen Leiter der Graduiertenakademie ausgestellt, unterschrieben 
und frühestens zusammen mit der Promotionsurkunde ausgehändigt. 

 

§ 19 Ehrenpromotion 

(1) Auf Vorschlag eines Studiendekanatsausschusses oder der 
Mitgliederversammlung eines Forschungsschwerpunkts kann Personen, die sich um 
die Ingenieur-, Natur-, Wirtschafts- und Sozial- oder Geisteswissenschaften 
besonders verdient gemacht haben, als seltene Auszeichnung der akademische 
Grad „Doktor-Ingenieurin Ehren halber“ oder „Doktor-Ingenieur Ehren halber“ (Dr.-
Ing. E.h.), „Doktorin der Naturwissenschaften Ehren halber“ oder „Doktor der 
Naturwissenschaften Ehren halber“ (Dr. rer. nat. h.c.), „Doktorin der Wirtschafts- und 
Sozial-wissenschaften Ehren halber“ oder „Doktor der Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften Ehren halber“ (Dr. rer. pol. h.c.) oder Doktorin der Philosophie 
Ehren halber oder Doktor der Philosophie Ehren halber (Dr. phil. h.c.) verliehen 
werden. 

(2) Der Vorschlag ist nebst einer Begründung dem Akademischen Senat zu 
unterbreiten. Dieser setzt einen Ausschuss aus mindestens drei Professorinnen und 
Professoren der Technischen Universität Hamburg ein. Dabei muss eine Professorin 
oder ein Professor dem Akademischen Senat angehören. 

(3) Der Ausschuss überprüft die vom vorschlagenden Studiendekanatsausschuss 
oder von der vorschlagenden Mitgliederversammlung des 
Forschungsschwerpunktes vorgelegte Begründung und erarbeitet eine 
Stellungnahme. Hierzu kann der Ausschuss weitere Unterlagen anfordern. Empfiehlt 
dabei der Ausschuss eine Ehrenpromotion, so erstellt er zugleich eine Laudatio. 

(4) Aufgrund der in Absatz 3 genannten Stellungnahme beschließt der 
Akademische Senat über die Verleihung der Ehrendoktorwürde und die Laudatio. 

(5) Die Präsidentin oder der Präsident händigt der oder dem zu Ehrenden eine die 
Laudatio enthaltende Urkunde aus. Die Aushändigung soll im Rahmen einer der 
Verleihung angemessenen Veranstaltung vorgenommen werden. 

 

§ 20 Aberkennung des Doktorgrades 

(1) Stellt sich nach Abschluss des Promotionsverfahrens heraus, dass der 
Doktorgrad durch Täuschung oder auf sonstige unrechtmäßige Art und Weise 



erworben worden ist, so spricht der Promotionsausschuss die Unwürdigkeit der 
Promovierten oder des Promovierten aus. Der Doktorgrad ist dann zu entziehen, so 
dass der Grad oder Titel nicht mehr geführt werden darf. Unter den Tatbestand der 
Täuschung oder des unrechtmäßigen Erwerbs sind auch die Fälle zu subsumieren, 
in denen jemand den Doktorgrad über Dritte erworben, Plagiate verwendet, 
wissenschaftliche Ergebnisse gefälscht oder in anderer Weise im Zusammenhang 
mit dem Erwerb des Doktorgrades nicht nur unerheblich gegen die Regeln guter 
wissenschaftlicher Praxis verstoßen hat. 

(2) Außerhalb der Voraussetzungen von Absatz 1 kann der Akademische Senat der 
Technischen Universität Hamburg auf Antrag der Präsidentin oder des Präsidenten 
eine Ehrendoktorwürde gem. § 19 nachträglich aberkennen, wenn sich die Person, 
der von der Technischen Universität Hamburg der Doktorgrad verliehen wurde, auf 
Grund ihres späteren Verhaltens der Führung eines akademischen Grades 
unwürdig erwiesen hat oder die Verleihung des Grades in nicht vorwerfbarer 
Unkenntnis der Technischen Universität Hamburg von der Unwürdigkeit der 
Kandidatin oder des Kandidaten vorgenommen wurde. Für diese Aberkennung ist 
im Akademischen Senat eine 2/3-Mehrheit erforderlich. 

(3) Die Entscheidung des Widerrufs ist den Studiendekanaten der Technischen 
Universität Hamburg und den anderen Hochschulen der Bundesrepublik 
Deutschland mitzuteilen. 

 

§ 21 Verfahrensmängel 

Rein verfahrensmäßige Mängel des Promotionsverfahrens sind durch einen 
Beschluss des Promotionsausschusses zu Gunsten der Bewerberin oder des 
Bewerbers heilbar; der Promotionsausschuss stellt in diesem Beschluss fest, dass 
der Verfahrensmangel auf das Ergebnis der Prüfung keinen materiellen Einfluss hat. 

 

§ 22 Überprüfung des Promotionsverfahrens 

Auf Antrag einer oder eines am Verfahren Beteiligten oder der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist der Promotionsausschuss zur Überprüfung des Promotionsverfahrens 
verpflichtet. Der Antrag muss spätestens drei Monate nach Abschluss des 
Verfahrens gestellt worden sein. Die Überprüfung ist unverzüglich einzuleiten. Hilft 
der Promotionsausschuss dem Widerspruch nicht ab, legt er den Widerspruch dem 
Akademischen Senat zur Entscheidung und Erlass eines Widerspruchsbescheides 
vor. 

 



§ 23 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

Diese Promotionsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtlichen 
Anzeiger in Kraft. Sie gilt erstmals für Promotionskandidatinnen und 
Promotionskandidaten, die ihren Antrag auf Eröffnung des Promotionsverfahrens 
nach Inkrafttreten dieser Ordnung gestellt haben. Für alle übrigen 
Promotionskandidatinnen und Promotionskandidaten gelten die Bestimmungen 
der für sie bisher maßgebenden Promotionsordnung fort. 

 

Hamburg, den 18.12.2024 

Technische Universität Hamburg 

 

Diese Version der Promotionsordnung der Technischen Universität Hamburg ist rechtlich nicht 
bindend. Allein die im Amtlichen Anzeiger der Freien und Hansestadt Hamburg vom 04. April 2025 (Nr. 
27 (C 1160 B)) veröffentlichte Version ist rechtskräftig. 


